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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Sicherstellung der Versorgung mit 
Erzeugnissen der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Holzwirtschaft 
(Ernährungssicherstellungsgesetz) 

— Drucksache IV/ 893 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pflaumbaum 


I. 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 56. 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 24. Januar 
1963 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten federführend sowie an den Wirt- 
schaftsausschuß und den Ausschuß für Inneres mit- 
beratend überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Entwurf am 14. März, am 23. Okto- 
ber, am 7. November, am 28. November und am 
12. Dezember 1963 sowie abschließend am 17. März | 
und am 1. April 1965 beraten. Die Empfehlungen 
des Innenausschusses, der in seinen Sitzungen am 
21. Februar 1963 und abschließend am 10. Februar 
1965 zum Entwurf Stellung genommen hat, wurden 
berücksichtigt. 

II. 

Der Entwurf schafft die gesetzlichen Grundlagen, 
die für einen Verteidigungsfall zur Sicherstellung 
der Versorgung mit Erzeugnissen der Ernährungs- 
und Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirt- 
schaft notwendig sind. Darüber hinaus ermöglicht 
das Gesetz für den Fall einer Versorgungskrise 
kurzfristige Maßnahmen unter der Voraussetzung, 


daß die Versorgung der Bevölkerung mit lebens- 
notwendigen Erzeugnissen in wesentlichen Teilen 
der Bundesrepublik ernsthaft gefährdet ist. 


III. 

Abgesehen von der Begründung von Auskunfts- 
pflichten greift der Entwurf nicht unmittelbar in die 
Rcchtssphäre der Bürger ein. Es ist nicht möglich, 
die Versorgung der Bevölkerung mit Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- 
und Holzwirtschaft für den Verteidigungs-, Span- 
nungs- oder Krisenfall im Gesetz unmittelbar zu 
regeln. Der Eintritt und die Umstände dieser außer- 
gewöhnlichen Verhältnisse liegen nicht in der Hand 
der Bundesrepublik. Dennoch müssen die erforder- 
lichen Maßnahmen nach dem Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit von Mittel und Zweck auf die je- 
weilige Lage zugeschnitten sein. Der Entwurf geht 
infolgedessen davon aus, daß die notwendigerf Maß- 
nahmen auf Grund von Rechtsverordnungen getrof- 
fen werden müssen. Der Errnächtigungskatalog (§ 1) 
umfaßt den Erfordernissen entsprechend Möglich- 
keiten erzeugungs- und konsumlenkender Art, die 
bis zur Rationierung und Zuteilung an die Ver- 
braucher reichen können. 
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Von den Ermächtigungen kann nur in dem un- i 
orläßlichen Umfang und nur dann Gebrauch gemacht 
werden, wenn der Zweck durch marktgerechte Maß- 
nahmen nicht, nicht rechtzeitig oder nur mit unver- 
hältnismäßigen Mitteln erreicht werden kann (§ 2). 
Vor Eintritt des Verteidigungsfalles oder einer Fest- 
stellung der Bundesregierung nach § 7 Abs. 2 kön- 
nen Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
ohne Zustimmung des Bundesrates nur befristet er- 
lassen werden (§ 8). Außerdem müssen Rechtsver- 
ordnungen nach dem Entwurf aufgehoben werden, 
wenn sie nicht mehr erforderlich sind, oder wenn 
der Bundestag und der Bundesrat dies verlangen 
(§9 Abs. 2). Rechtsverordnungen, die ausschließlich 
schon im Frieden zur Vorsorge für einen Verteidi- 
gungsfall getroffen werden müssen — wie die Re- 
gelung von Buchführungs- und Meldepflichten (§ 5) 
sowie der Vorratshaltung (§ 6) — , sind aus dem 
allgemeinen Ermächtigungskatalog (§§ 1 und 3) aus- 
genommen. Sie bedürfen in jedem Falle der Zustim- 
mung des Bundesrates. Mit Rücksicht auf besondere 
Verhältnisse in den einzelnen Bundesländern und 
auf mögliche Bedürfnisse in einem Verteidigungs- 
fall ist die Übertragung der Befugnis zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen vorgesehen (§7 Abs. 3). 

Rechtsverordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
werden, wenn sie der Verteidigung dienen, von den 
Ländern im Auftrag des Bundes, anderenfalls — 
wenn sie lediglich der Bewältigung einer Versor- 
gungskrise dienen - — von den Ländern als eigene 
Angelegenheit ausgeführt (§ 10). § 12 des Entwurfs 
erweitert den Aufgabenbereich der Außenhandels- 
stelle für Erzeugnisse der Ernährung und Landwirt- 
Schaft und bewirkt die Umbenennung dieser Dienst- | 
stelle in „Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schafU. § 14 sieht eine für die Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft 
bedeutungsvolle Mitwirkungsmöglichkeit von be- 
rufsständischen Organisationen bei der Ausführung 
von Rechtsverordnungen vor. Ferner werden Bund, 
Länder und Gemeinden verpflichtet, die organisato- 
rischen, personellen und materiellen Voraussetzun- 
gen zur Durchführung des Gesetzes zu schaffen 
(§ 15). Schließlich enthält der Entwurf Vorschriften 
über Auskunftspflichten (§ 16), Entschädigung (§§ 17, 
18), Kosten (§ 21), Sonderregelungen über Zustel- 
lungen (§ 19) und Rechtsmittel (§ 20) sowie Straf- 
bestimmungen und Schlußvorschriften (§§ 22 ff.). 


IV. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Regierungsvorlage — Drucksache 
IV/893 — im Sinne der Grundsatzdebatte in erster 
Lesung, den Stellungnahmen des Bundesrates, der 
beteiligten Ausschüsse und den Erfordernissen der 
Praxis in wesentlichen Punkten geändert. Zu den 
wichtigsten Beschlüssen des Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten wird hervorgeho- 
ben: 

Der Ausschuß hat zur schärferen gesetzestechni- 
schen Trennung der Ermächtigungen zur Sicherstel- 
lung der Versorgung für Verteidigungszwecke und 
zur Sicherstellung bei Versorgungskrisen (auch An- | 


liegen des Wirtschaftsausschusses) die §§ 2 und 3 
umgestellt und inhaltlich neu gefaßt. Die Anwen- 
dung des Gesetzes wurde darauf beschränkt, eine 
Gefährdung der Versorgung zu beheben oder zu ver- 
hindern. Die Möglichkeit, eine Steigerung der Ver- 
sorgungsleistung zu erreichen, wurde als Rechtferti- 
gung für Eingriffe ausgeschlossen. Eine Steigerung 
der Versorgungsleistung ist als Voraussetzung für 
eine ständige Verbesserung unseres Lebensstan- 
dards das Wcsensmerkmal unserer Wirtschaftsord- 
nung und das Ergebnis unserer Privatinitiative. Sie 
bedarf nach Meinung des Ausschusses keiner staat- 
lichen Eingriffe. Der Ausschuß hält es außerdem für 
geboten, die Verwaltung und die Umstellung von 
Betrieben im Verteidigungsfall nur vorübergehend 
zuzulassen und die Verlagerung und Stillegung für 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft ganz auszu- 
schließen (§ 1 Nr. 11). Für Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft, die zu einer Buchführung weit- 
gehend nicht in der Lage sind, soll allenfalls eine 
Aufzeichnungspflicht begründet werden können (§ 5 
Nr. 2). 

Der Ausschuß hat sich ferner die Regierungsvor- 
lage über die Errichtung eines Bundesamtes für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten als Bundes- 
oberbehörde nicht ganz zu eigen gemacht. Die Vor- 
bereitung und die Durchführung der nach diesem 
Gesetz anstehenden Aufgaben können durch das 
Bundesministerium und der bereits bestehenden 
Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft übertragen werden. Dies vor 
allem deshalb, weil der Arbeitsanfall bei dieser 
Dienststelle infolge Fortschreitens des gemeinsamen 
Marktes für Agrarerzeugnisse rückläufig ist. Der 
Ausschuß hält es jedoch für geboten, die Außen- 
handelsstelle entsprechend dem neu hinzukommen- 
den Aufgabengebiet in „Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft'' umzubenennen. 

Besonderen Wert legte der Ausschuß auf die in 
§ 14 des Entwurfs vorgesehene Mitwirkungsmög- 
lichkeit berufsständischer Organisationen. Wegen 
der unterschiedlichen Interessenlage bei der Durch- 
führung einzelner Maßnahmen und wegen der gro- 
ßen Zahl der in Frage kommenden Verbände und 
Zusammenschlüsse erscheint es zwar nicht zweck- 
mäßig, die zuständigen Behörden allgemein zu ver- 
pflichten, sich dieser Stellen in jedem Fall zu bedie- 
nen. Der Ausschuß setzt jedoch voraus, daß von der 
gegebenen Möglichkeit weitgehend Gebrauch ge- 
macht wird. Insbesondere bei Maßnahmen, wie Ein- 
setzung eines Betriebsleiters oder Treuhänders, muß 
die Mitwirkung des Berufstandes selbstverständlich 
sein. Erforderlichenfalls wird dies durch Weisungen 
und Verwaltungsanordnungen sichergestellt werden 
müssen. 

Die Entschädigungsbestimmungen sind klarer ge- 
faßt worden. Der Ausschuß ging davon aus, daß bei 
der Bemessung der Entschädigung (§ 17 Abs. 1 
Satz 2) das „für eine vergleichbare Leistung im 
Wirtschaftsverkehr übliche Entgelt" den Mindest- 
wert darstellt. Bei der Abwägung der Interessen der 
Allgemeinheit und der Beteiligten (§ 17 Abs. 1 
Satz 3) sollen auch die Kosten der Wiederbeschaf- 
fung berücksichtigt werden. 
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Der Ausschuß vertrat nachdrücklich die Auffas- 
sung, daß die Ermächtigungen nach diesem Gesetz 
nur innerstaatliche Befugnisse verleihen und nicht 
diesbezügliche Eingriffsmöglichkeiten im Rahmen 
der EWG nach sich ziehen dürfen. 

Bonn, den 5. Mai 1965 

Dr. Pflaumbaum 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache lV/893 - in der 

anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 2. April 1965 

Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Pflaumbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Sicherstellung der Versorgung mit Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 

Holzwirtschaft 

(Ernährungssicherstellungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Sicherstellung für Verteidigungszwecke 

(1) Um die für Zwecke der Verteidigung, insbe- 
sondere zur Deckung des Bedarfs der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte erforderliche Versorgung 
mit Erzeugnissen der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft sowie der Forst- und Holzwirtschaft (Erzeug- 
nisse) sicherzustellen, können durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften erlassen werden über 

1. den Anbau von Nutzpflanzen; 

2. die Gewinnung, die Herstellung, die Er- 
fassung, die Ablieferung, die Lieferung, 
den Bezug, die Zuteilung, die Verwen- 
dung, die Verlagerung, die zeitliche und 
räumliche Lenkung, die Bearbeitung, die 
Verarbeitung, die Verpackung und die | 
Kennzeichnung der Erzeugnisse sowie 
die Haltung von Tieren; 

3. die Verwendung von landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräten, Treibstoffen, ' 
Brennstoffen, Düngemitteln, Pflanzen- 
schutzmitteln sowie sonstiger Betriebs- ‘ 
mittel für die land- und forstwirtschaft- ‘ 
liehe Erzeugung; 

4. die Zuteilung von Waren der gewerb- 

lichen Wirtschaft, die ausschließlich als 
Betriebsmittel im Sinne von Nummer 3 
für die land- und forstwirtschaftliche Er- 
zeugung dienen oder zu diesem Zweck 
von den nach dem Gesetz über die 
Sicherstellung von Leistungen auf dem ; 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft so- ; 
wie des Geld- und Kapitalverkehrs zu- | 
ständigen Behörden freigegeben worden I 
sind; ! 

5. die Verwendung von Produktionsmitteln i 
in Betrieben der Ernährungswirtschaft; ; 

6. die Veranlagung der Erzeuger zur Ablie- , 
ferung; 

7. die Selbstversorgung; 

8. die Beschaffenheit der Erzeugnisse; 

9. das Verbot der gewerbsmäßigen Abgabe j 
der Erzeugnisse für höchstens 48 Stun- 1 
den; 


10. die Festsetzung von Preisen, Kostenan- 
sätzen, Handelsspannen, Bearbeitungs- 
und Verarbeitungsspannen sowie Zah- 
lungs- und Lieferungsbedingungen für 
Erzeugnisse; 

11. die vorübergehende Verwaltung, Auf- 
rechterhaltung, Umstellung, Eröffnung, 
Verlagerung und Stillegung von Betrieben 
der Ernährungs- und Holzwirtschaft sowie 
die vorübergehende Verwaltung und Um- 
stellung von Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für die Bearbeitung, die Verarbeitung, die 
Verpackung, die Kennzeichnung, die Ver- 
lagerung, die Beschaffenheit, die Zutei- 
lung, die Lieferung, den Bezug und die 
Verwendung von Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft, die ausschließ- 
lich zur Herstellung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft dienen oder zu 
diesem Zweck von den nach diesem Ge- 
setz zuständigen Behörden freigegeben 
worden sind; 

2. für die Verarbeitung und die gewerbliche 
Verwendung von Erzeugnissen der Forst- 
Lind Holzwirtschaft sowie die Zuteilung 
und den Bezug solcher Erzeugnisse zum 
Zwecke der Verarbeitung oder gewerb- 
lichen Verwendung. 

§ 2 

Voraussetzungen und Grenzen der Sicherstellung 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen nur er- 
lassen werden, 

1. um eine Gefährdung der Versorgung zu 
beheben oder zu verhindern, 

2. wenn ihr Zweck durch marktgerechte 
Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nur mit unverhältnismäßigen Mitteln er- 
reicht werden kann. 

(2) Die Rechtsverordnungen sind auf das uner- 
läßliche Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so 
zu gestalten, daß in die wirtschaftliche Betätigungs- 
freiheit der Beteiligten so wenig wie möglich einge- 
griffen und die Leistungsfähigkeit der Gesamtwirt- 
schaft möglichst wenig beeinträchtigt wird. 
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§3 j 

Sicherstellung bei Versorgungskrisen | 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4 und 8 bis 10 können außer für Zwecke des § 1 
auch erlassen werden, um eine ausreichende Ver- 
sorgung mit lebensnotwendigen Erzeugnissen sicher- 
zustellen, soweit die Deckung des Bedarfs an sol- 
chen Erzeugnissen und Waren in wesentlichen Tei- i 
len des Bundesgebietes ernsthaft gefährdet ist und 
diese Gefährdung durch marktgerechte Maßnahmen, 
insbesondere durch Einfuhren, nicht, nicht recht- 
zeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln 
behoben oder abgewendet werden kann. 

i 

(2) § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 finden Anwendung. 

§4 

Begriffsbestimmungen der Erzeugnisse 

(1) Erzeugnisse der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft im Sinne dieses Gesetzes sind 

1 . die durch Bodenbewirtschaftung und Bo- i 
dennutzung, insbesondere im Ackerbau, ! 
in der Grünlandwirtschaft, im Gemüse-, 
Obst-, Garten und Weinbau, ferner durch 
Tierhaltung, Imkerei, Jagd oder Fischerei ; 
gewonnenen pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnisse einschließlich der Tiere und 
die durch Be- und Verarbeitung hergestell- 
ten Nahrung5j-, Genuß- und Futtermittel 
mit Ausnahme von Rohtabak und Tabak- 
erzeugnissen, Kaffee, Kaffeemitteln und 
Kaffee-Essenzen mit einem Gehalt an Kaf- 
fee oder Koffein; 

2. landwirtschaftliches Saat- und Pllanzgut 
einschließlich des Saat- und Pflanzguts des 
Gemüse-, Obst- und Gartenbaues und 

J. wildwachsende Nahruugs- und Futter- 
mittel. 

(2) Erzeugnisse der Forst- und Holzwirtschaft im : 
Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Rohholz und forstliche Nebenerzeugnisse, ! 

insbesondere Gerbrinde und Harz, | 

2. Erzeugnisse des ersten Produktionsvor- ! 

gangs aus Rohholz. ' 

(3) Als Erzeugnisse der Forstwirtschaft gelten 

forstliches Saat- und Pflanzgut. ! 

§5 

Biichführungs- und Meldepflichten 

Durch Rechtsverordnung können zu den in §§ 1 : 
und 3 gt^naiinten Zwecken hinsichtlich der Erzeug- i 
nisse und Waren, über die nach §§ 1 und 3 Vor- 
schriften erlassen werden können, sowie hinsicht- 
lich der Leistungsfähigkeit von Betrieben 

1. Buchführungs- und Meldepflichten für Betriebe ; 
der Ernährungs- und Holzwirtschaft; | 


2. Aufzeichnungs- und Meldepflichten für Be- 
triebe der Land- und Forstwirtschaft 

begründet werden. 

§6 

Vorratshaltung 

(1) Um eine Gefährdung der Versorgung mit 
Erzeugnissen zu beheben oder zu verhindern, kön- 
nen durch Rechtsverordnung für Betriebe der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der Forst- und 
Holzwirtschaft Vorschriften über die Lagerung und 
die Vorratshaltung der in § 4 genannten Erzeugnisse 
erlassen werden, soweit dies für die in §§ 1 und 3 
bezeichneten Zwecke erforderlich ist. § 2 Abs. 2 ist 
anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Lagerung 
und Vorratshaltung von sächlichen Betriebsmitteln 
im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 3 durch land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Lagerung 
und Vorratshaltung von sächlichen Betriebsmitteln, 
die ausschließlich für die land- und forstwirtschaft- 
liche Erzeugung verwendet werden, durch Vereini- 
gungen von Erzeugerbetrieben und Vereinigungen 
von Erzeugervereinigungen sowie sonstige Han- 
delsbetriebe, die der Versorgung der Land- und 
Forstwirtschaft mit diesen Betriebsmitteln dienen. 

(4) ln Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kann 
vorgesehen werden, daß den Betroffenen für die 
Kosten der Bevorratung Kredite, Bürgschaften oder 
sonstige Gewährleistungen bis zu einer im jähr- 
lichen Haushaltsgesetz festzusotzenden Höhe sowie 
im Rahmen der verfügbaren Mitt(J Zuschüsse zu 
den Kosten der Lagerhaltung und Wälzung und zur 
Zinsverbilligung gewährt werden, soweit dies er- 
forderlich ist, um eine unzumutbare Belastung der 
Betroffenen auszu schließen. 

(5) Für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens, 
die auf Grund der nach Absatz 1 zu erlassenden 
Rechtsverordnungen bevorratet sind, kann die Bun- 
desregierung an Stelle der Finanzierungshilfen nach 
Absatz 4 durch Rechtsverordnungen zulassen, daß 
sie statt mit dem sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 des Ein- 
kommensttmergosetzes ergcJjenden Wert von dem 
Steuerpflichtigen mit einem Wert angesetzt werden 
können, der bis zu 30 vom Hundert unter den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten oder dem nied- 
rigeren Börsen- oder Marktpreis (Wiederbeschaf- 
fungspreis) des Bilanzstichtages liegt. Vorausset- 
zung lür den Abschlag ist, daß die Wirtschaftsgüter 
sich im Geltungsbereich des Grundgesetzes befin- 
den und für ihre Bevorratung nicht nach anderen 
Vorschriften oder auf Grund vertraglicher Verein- 
barungen eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
oder eine öffentliche Dienststelle Zuschüsse gewährt 
oder das Preisrisiko übernommen hat. 

(6) Wirtschaftsgüter, bei denen nach Absatz 5 
ein Bewertungsabschlag vorgenommen worden ist, 
sind bei der Feststellung des Einheitswerts des ge- 
werblichen Betriebs mit dem für die Vermögens- 
besteuening maßgebenden Wert, vermindert um 
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den nach Absatz 5 vorgenommenen Bewertungs- 
abschlag, anzu setzen. 

§7 

Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3, 5 und 6 
erläßt die Bundesregierung. Die Bundesregierung 
kann diese Befugnis durch Rechtsverordnungen 
ohne Zustimmung des Bundesrates auf den Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Bundesminister) übertragen. 

(2) Rechtsverordnungen nach §§1,5 und 6 erläßt 
der Bundesminister, wenn 

1. der Eintritt des Verteidigungsfalles fest- 
gestellt ist (Artikel 59 a des Grundgeset- 
zes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feindselig- 
keiten gegen die Bundesrepublik eröffnet 
hat oder 

3. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
dies zur beschleunigten Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft der Bundes- 
republik notwendig ist; die Bundesregie- 
rung hat die Feststellung aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen hierfür entfal- 
len oder wenn der Bundestag und der 
Bundesrat dies verlangen. 

(3) Die Bundesregierung und der Bundesminister 
können die ihnen nach den Absätzen 1 und 2 zu- 
stehende Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates 

1. auf das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft, 

2. auf die Landesregierungen, auch mit der 
Ermächtigung zur Weiterübertragung der 
Befugnis, 

übertragen. Die Befugnis zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 10 kann auf die 
Landesregierungen nur im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft übertragen werden. 

(4) Rechtsverordnungen des Bundesministers oder 
des Bundesamtes für Ernährung und Forstwirtschaft 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 10 ergehen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 


§8 

Zustimmungsbedürftigkeit 
der Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers nach § 1 bedürfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates, wenn ihre Gel- 
tung auf längstens sechs Monate befristet wird. 
Eine Verlängerung der Geltungsdauer ist nur mit 
Zustimmung des Bundesrates möglich. 

(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers nach § 3 bedürfen nicht 


der Zustimmung des Bundesrates, wenn ihre Gel- 
tung auf längstens zwei Monate befristet wird. Eine 
Verlängerung der Geltungsdauer ist nur mit Zu- 
stimmung des Bundesrates möglich. Sollen Rechts- 
verordnungen nach § 3 länger als ein Jahr gelten, 

I bedürfen sie auch der Zustimmung des Bundestages. 

(3) Nach Eintritt einer der Voraussetzungen des 
§ 7 Abs. 2 bedürfen Rechtsverordnungen nach §§ 1, 
3, 5 und 6 nicht der Zustimmung des Bundesrates 
oder Bundestages. 

§9 

Geltungsdauer der Rechtsverordnungen 

(1) Befristete Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 
3, 5 und 6, die bei Eintritt einer der Voraussetzun- 
gen des § 7 Abs. 2 in Kraft sind, gelten unbefristet 
weiter. 

(2) Rechtsverordnungen auf Grund dieses Geset- 
zes sind aufzuheben, soweit ihre Fortgeltung für die 
Zw^ecke der §§ 1 und 3 nicht mehr erforderlich ist. 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder des 
Bundesministers sind ferner aufzuheben, wenn Bun- 
destag und Bundesrat dies verlangen. 

(3) Rechtsverordnungen des Bundesamtes für Er- 
nährung und Forstwirtschaft, der Landesregierungen 
oder der von diesen ermächtigten Stellen, die auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 3 er- 
lassen werden, treten spätestens mit dieser Rechts- 
verordnung außer Kraft. 

§ 10 

Ausführung des Gesetzes 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 und Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 wer- 
den von den Ländern einschließlich der Gemeinden 
und Gemeindeverbände im Aufträge des Bundes 
ausgeführt. Die Rechtsverordnungen können vor- 
sehen, daß sie in bundeseigener Verwaltung aus- 
geführt werden, soweit dies für Zwecke des § 1 er- 
forderlich ist. 

(2) Die Landesregierungen können bestimmen, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses 
Gesetzes 

a) Landkreisen zugewiesenen Aufgaben ganz 
oder teilweise von kreisangehörigen Ge- 
meinden, 

b) kreisangehörigen Gemeinden zugewiese- 
nen Aufgaben von kommunalen Zusam- 
menschlüssen oder Gemeindeverbänden 

wahrgenommen werden. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die §§ 14, 15, 
16, 17' und 18 dieses Gesetzes, soweit auf Grund 
dieser Vorschriften von den Behörden der Länder, 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden Maßnahmen 
für Zwecke des § 1 ergriffen werden sollen. 

(4) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des § 3 oder auf Grund der 


6 



Deutscher Bundestaq — 4. Wahlperiode Drucksache IV/3357 


§§ 5 und 6 für Zwecke des § 3 erlassen worden sind, ; 
wenn eine der in § 7 Abs. 2 bezeichneten Vorausset- j 
Zungen vorliegt und soweit die Rechtsverordnungen | 
auch Zwecken des § 1 dienen. j 

I 

I 

(5) Soweit dieses Gesetz oder die auf Grund die- | 

ses Gesetzes ergangenen Rechlsverordnungen nach 
den Absätzen 1 bis 4 von den Ländern einschließ- | 
lieh der Gemeinden und Gemeindeverbände im Auf- j 
trage des Bundes ausgeführt werden, übt der Bun- i 
desminister die Befugnisse der Bundesregierung ; 
nach Artikel 85 des Grundgesetzes aus. Der Bundes- ' 
minister kann diese Befugnisse sowie seine Wei- i 
sungsbefugnis nach Artikel 85 Abs. 3 des Grund- | 
gesetzes auf Bundesoberbehörden übertragen. All- 
gemeine Verwaltungsvorschriften nach Artikel 85 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedürfen nicht der i 
Zustimmung des Bundesrates, wenn eine der Vor- 
ausetzungen des § 7 Abs. 2 vorliegt oder die Ver- : 
waltungsvorschriften die Ausführung von Redits- I 
Verordnungen betreffen, die ohne Zustimmung des ! 
Bundesrates erlassen worden sind. I 

(6) In Ländern, in denen in den Gemeinden und ; 
Gemeindeverbänden für Auftragsangelegenheiteii ■ 
ein kollegiales Organ zuständig ist, tritt an dessen 
Stelle der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes. 

(7) Rechtsverordnungen nach § 3 und Rechtsver- 
ordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 3 wer- 
den von den Ländern als eigene Angelegenheit aus- 
geführt. Sie können vorsehen, daß sie vom Bundes- 
amt für Ernährung und Forstwirtschaft ausgeführt 
werden, soweit eine zentrale Bearbeitung erforder- 
lich ist. 

(8) Soweit nach Absatz 7 Rechtsverordnungeii : 

von den Ländern als eigene Angelegenheit aus- 
geführt werden, kann der Bundesminister mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- : 
Vorschriften erlassen. | 

(9) In Rechts Verordnungen nach § 1 und in Rechts- ^ 

Verordnungen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 1 : 
kann die Zuständigkeit zur Ausführung dieser Ver- | 
Ordnungen geregelt und dabei bestimmt werden, ■ 
daß für die Aufgaben zur Ausfülirung dieser Ver- ■ 
Ordnungen besondere Stellen einzurichten sind. In i 
Rechtsverordnungen nach § 3 und Rechtsverordnun- | 
gen nach §§ 5 und 6 für Zwecke des § 3 kann die ' 
Zuständigkeit zur Ausführung dieser Verordnungen ' 
geregelt werden. [ 

§ 11 I 

Verfügungen und Einzelweisungen j 

(1) Die Rechtsverordnungen der Bundesregierung | 
oder des Bundesministers können vorsehen, daß der 
Bundesminister zu ihrer Ausführung Verfügungen 
erläßt, wenn sich der zu erforschende Sachverhalt 
oder die Auswirkungen der zu regelnden An- 
gelegenheit auf mehr als ein Land erstrecken und 
der Zweck der Rechtsverordnungen 


1. durch eine Weisung nach Artikel 85 Abs. 3 
des Grundgesetzes und durch Verfügun- 
gen der Landesbehörden oder 

2. durch eine Einzelweisung nach Absatz 2 
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 

(2) Die Bundesregierung kann zur Ausführung 
von Rechtsverordnungen nach § 3 in besonderen 
Fällen Einzelweisungen erteilen, wenn und soweit 
dies zum einheitlichen und planmäßigen Vollzug 
der Rechtsverordnungen geboten ist. 

§ 12 

Errichtung und Aufgaben des Bundesamtes 

(1) Die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der 
Ernährung und Landwirtschaft erhält die Bezeich- 
nung „Bundesamt für Ernährung und Forstwirt- 
schaft". Das Bundesamt untersteht dem Bundesmini- 
stcr für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

(2) Dem Bundesamt werden zusätzlich folgende 
Aufgaben übertragen: 

1. die Durchführung der ihm durch Rechts- 
verordnung auf Grund dieses Gesetzes 
übertragenen Aufgaben, 

2. die Mitwirkung bei der einheitlichen Pla- 
nung auf dem Gebiet der Ernährungs- 
sicherung, 

3. die zentrale Feststellung der Bestände, 
der Erzeugung und des Verbrauchs von 
Erzeugnissen der Ernährungs- und Land- 
wirtschaft sowie der Forst- und Holzwirt- 
schaft und die Feststellung der Produk- 
tionskapazität von Herstellern, Bearbei- 
tern und Verarbeitern solcher Erzeugnisse, 
ausgenommen die Feststellung der Pro- 
duktionskapazität von Verarbeitern der 
im § 4 Abs. 2 genannten Erzeugnisse, 

4. die Aufstellung zentraler Versorgungs- 
und Bevorratungspläne. 

(3) Das Bundesamt erledigt als beauftragte Be- 
hörde, soweit keine andere Zuständigkeit gesetzlich 
festgelegt ist, Verwaltiingsaufgaben des Bundes, mit 
deren Durchführung cs vom Bundesminister beauf- 
tragt wird. 

§ 13 

Mitwirkung der Einfuhr- und Vorratsstellen 

Bei der Durchführung der in § 12 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
genannten Aufgaben wirken nach den Richtlinien 
und Weisungen des Bundesministeis mit 

1. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide 
und Futtermittel und die Mühlenstelle auf dem 
Gebiet der Getreide- und Futtermittelwirt- 
schaft, 

2. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette auf 
dem Gebiet der Milch- und Fettwirtschaft, 
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3. die Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse auf dem ■ 
Gebiet der Vieh- und Fleischwirtschaft, 

4. die Einfuhrstelle für Zucker auf dem Gebiet 
der Zuckerwirtschaft. 

§ 14 

Mitwirkung von Vereinigungen 

(1) In Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3, 5 und b 
kann bestimmt werden, daß 

1. Verbände und Zusammenschlüsse oder 
Anstalten und Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, die Aufgaben der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft oder der Forst- 
und Holzwirtschaft wahrnehmen, bei der | 
Ausführung der Rechtsverordnungen be- 1 
ratend mitwirken, soweit Interessen der ; 
Ernährungs- und Landwirtschaft oder der ^ 
Forst- und Holzwirtschaft betroffen sind, 

2. die Ausführung der Rechtsverordnung 
ganz oder teilweise auf Anstalten und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
Aufgaben der Ernährungs- und Landwirt- 
schaft oder der Forst- und Holzwirtschaft 
wahrnehmen, übertragen wird. Die An- 
stalten und Körperschaften des öffent- , 
liehen Rechts unterstehen insoweit den 
Weisungen der in der Rechtsverordnung 
bestimmten Behörde. 

(2) Die zuständige Behörde kann sich bei der 
Durchführung von einzelnen Aufgaben, die sie für 
Zwecke der §§ 1, 3, 5 und 6 auf Grund dieses Ge- 
setzes oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener 
Rechtsverordnungen zu erfüllen hat, der in Absatz 1 : 
genannten Stellen mit deren Zustimmung bedienen. 
Diese Stellen unterstehen insoweit den Weisungen 
der zuständigen Behörde, die Verbände und Zusam- 
menschlüsse insoweit auch deren Aulsicht. 

(3) Personen, die Aufgaben nach Absatz 1 und 2 
wahrnehmen sollen, sind nach § 1 der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichiheam- , 
teter Personen in der Fassung der Bekanntmachung ■ 
vom 22. Mai 1943 IReichsgesetzbl. I S. 351) zu ver- : 
pflichten. 

§ 15 

Vorbereitung des Vollzugs 

Der Bund, die Länder, die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben die organisatorischen, per- : 
sonellen und materiellen Voraussetzungen zur 
Durchführung der Maßnahmen zu schaffen, die für 
die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Zwecke erhmderlich 
sind. 

§ 16 

Auskünfte 

(1) Zur Durchführung der Rechts Verordnungen 
auf Grund dieses Gesetzes haben alle natürlichen 
und juristischen Personen und nichtrechtsfähigen ; 


Personenvereinigungen den zuständigen Behörden 
auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend zugunsten 

a) der für die Ernährungs- und Landwirt- 
schaft sowie die Forst- und Holzwirtschaft 
zuständigen Behörden des Bundes und der 
Länder zur Vorbereitung der auf Grund 
des § 1 oder auf Grund der §§ 5 und 6 für 
Zwecke des § 1 zu erlassenden Rechtsver- 
ordnungen, 

b) des Bundesministers zur Vorbereitung der 
auf Grund des § 3 oder auf Grund der §§ 5 
und 6 für Zwecke des § 3 zu erlassenden 
Rechtsverordnungen. Der Bundesminister 
kann diese Befugnis durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, auf das Bundesamt und 
die Landesregierungen übertragen und die 
Landesregierungen zur Weiterübertragung 
der Befugnis ermächtigen. 

(3) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind im Rahmen der Absätze 1 und 2 befugt, Grund- 
slücke und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vor- 
zunehmen, Proben zu entnehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskiinftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 3 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
Verfahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 17 

Entschädigung 

(1) Stellt eine Maßnahme auf Grund dieses Ge- 
setzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung eine Enteignung dar, ist eine Ent- 
schädigung in Geld zu leisten. Die Entschädigung 
bemißt sich nach dem für eine vergleichbare Lei- 
stung im Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt. Fehlt 
es an einer vergleichbaren Leistung oder ist ein 
übliches Entgelt nicht zu ermitteln, ist die Entschä- 
digung unter gerechter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bemessen. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist derjenige 
verpflichtet, der in einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung oder in einer auf 
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Grund dieses Gesetzes oder einer nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung ergangenen Verfügung als 
Begünstigter bezeichnet ist. Ist kein Begünstigter 
bezeichnet, so ist die Entschädigung vom Träger der 
Aufgabe zu leisten. Kann die Entschädigung von 
demjenigen, der als Begünstigter bezeichnet ist, nicht 
erlangt werden, haftet der Träger der Aufgabe; so- 
weit der Träger der Aufgabe den Entschädigungs- 
berechtigten befriedigt, geht dessen Anspruch gegen 
den Begünstigten auf den Träger der Aufgabe über. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Entschä- 
digungsberechtigten geltend gemacht werden. 

(3) Auf die Festsetzung einer Entschädigung und 
die Verjährung eines Anspruchs nach Absatz 1 sind 
die §§ 34, 49 bis 63 und 65 des Bundesleistungs- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. Dabei treten an 
die Stelle der Anforderungsbehörden die Behörden, 
welche die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 an- 
geordnet haben. 

§ 18 

i 

Härteausgleich 

(1) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung dem Betroffenen ein Vermögens- 
nachteil zugefügt, der nicht nach § 17 abzugelten ist, 
ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren, wenn 
und soweit dies zur Abwendung oder zum Ausgleich 
unbilliger Härten geboten erscheint. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Träger ^ 

der Aufgabe verpflichtet. j 

(3) § 17 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. | 

§ 19 

! 

Zustellungen 

Für Zustellungen durch die Verwaltungsbehörden 
gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) 
in der Fassung des § 181 der Verwaltungsgcrichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 17) mit folgender Maßgabe: 

1. In dringenden Fällen kann, soweit eine Zu- 

stellung gemäß den §§ 3 bis 5 und 11 des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes nicht möglich ist, 
die Zustellung auch durch schriftliche oder 
fernschriftliche, mündliche oder fernmündliche 
Mitteilung oder - — auch wenn die Vorausset- 
zungen für eine öffentliche Zustellung nach 
§ 15 des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht 
vorliegen — durch öffentliche Bekanntma- 
chung in der Presse, im Rundfunk oder in einer ; 
sonstigen ortsüblichen und geeigneten Weise i 
erfolgen. In diesen Fällen gilt die Zustellung 
mit dem auf die Bekanntgabe folgenden Tage 
als bewirkt. I 

2. Zustellungen an Führer von Seeschiffen, Bin- ; 
nenschiffen und Luftfahrzeugen können auch | 
durch Funkspruch vorgenommen werden. Eine | 


Ausfertigung der Verfügung ist gleichzeitig 
dem Eigentümer oder Besitzer zu übermitteln. 

§20 

Rechtsmittelbeschränkung 

In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind 
die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Gerichts aus- 
geschlossen, wenn das Verfahren einen Verwal- 
tungsakt zum Gegenstand hat, der auf Grund dieses 
Gesetzes für Zwecke des § 1 oder auf Grund einer 
auf § 1 beruhenden Rechtsverordnung oder auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach §§ 5 und 6 für 
Zwecke des § 1 erlassen worden ist. 

§21 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemcindeverbän- 
den durch dieses Gesetz, durch die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften und durch Wei- 
sungen der zuständigen Bundesbehörden für Zwecke 
des § 1 vorgeschrieben werden; persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten werden nicht über- 
nommen. Die Kosten einer Enteignung zugunsten 
eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes sind vom Bund nicht zu erstatten. Die 
Kosten einer für Zwecke des § 3 erforderlichen 
Maßnahme fallen dem Träger der Aufgabe (§ 10 
Abs. 7) zur Last. 

(2) Die Ausgaben für die nach Absatz 1 vom 
Bund zu tragenden Kosten sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten. Die damit zusammenhängenden 
Einnahmen sind an den Bund abzuführen. 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu lei- 
stenden Ausgaben und die mit ihnen zusammenhän- 
genden Einnahmen sind die Vorschriften über das 
Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen 
und zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes 
zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusam- 
menhängenden Einnahmen die landesrechtlichen 
Vorschriften über die Kassen- und Buchführung der 
zuständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 

§22 

Zuwiderhandlung gegen Sicherstellungsmaßnahmen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Vor- 
schrift einer auf Grund der §§ 1, 3, 5 oder 6 erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Rechtsverordnung ergangene vollzieh- 
bare Verfügung verstößt, begeht eine Zuwiderhand- 
lung im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954, so- 
weit die Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Vorschrift verweist. 
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Verletzung der Auskunftspflicht 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 16 

1. eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder 

2. die Duldung von Prüfungen oder Besichti- 
gungen, die Einsicht in geschäftliche Un- 
terlagen oder die Entnahme von Proben 
verweigert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntau- 
send Deutsche Mark geahndet werden. 

§24 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Straf- und Bußgeldvorschriften der §§ 22 
und 23 gelten auch für denjenigen, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist, 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teiles des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Ver- 
antwortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen auferlegen. 

§25 

Verletzung der Aufsichtpflicht 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
nach den §§ 22 oder 23 mit Strafe oder Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
oder Leiter des Unternehmens oder den gesetz- 
lichen Vertreter des Inhabers, gegen ein Mitglied 
des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
einer juristischen Person oder einen vertretungs- 
berechtigten Gesellschafter einer Personenhandels- 
gesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn 
sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht 
verletzt haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Höhe der Geldbuße beträgt 

1. im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 22 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, für fahrlässige Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche Mark; 


2. im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 23 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§26 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juri- 
stischen Person oder als vertretungsberechtiger Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
nach den §§ 22, 23 oder 25 mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung nach § 22 began- 
gen worden, so beträgt die Geldbuße bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark. Ist eine Ordnungswi- 
drigkeit nach §§ 23 oder 25 begangen worden, so 
ist die Geldbuße nach diesen Vorschriften zu be- 
stimmen. 

§27 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftrag- 
ter einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Aritrag des Verletzten 
verfolgt. 

§28 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 

1. bei Zuwiderhandlungen gegen Verfügun- 
gen nach § 16 Abs. 1 bis 3, 

a) sofern sie von einer Bundesbehörde 
erlassen worden sind, der Bundesmi- 
nister, 

b) sofern sie von einer Landesbehörde 
erlassen worden sind, die zuständige 
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oberste Landesbehörde oder die von i 
der Landesregierung bestimmte Stelle; j 

2. bei Zuwiderhandlungen gegen eine nach ! 
§§ 1, 3, 5 oder 6 erlassene Rechtsverord- I 
nung oder gegen eine auf Grund einer sol- j 
chen Rechtsverordnung ergangene Verfü- j 
gung, 

a) soweit Bundesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, der Bundesminister 
oder die in der Rechtsverordnung be- 
bestimmte Behörde, 

b) soweit Landesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, die zuständige 
oberste Landesbehörde oder die in der 
Rechtsverordnung bestimmte Behörde. 

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Verwaltungs- 
behörde entscheidet auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). ! 

§ 29 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 

In § 1 des Gesetzes zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 21. Dezember 1962 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 761), wird folgende Nummer 10 
eingefügt: 


10. § 22 des Gesetzes über die Sicherstellung 
der Versorgung mit Erzeugnissen der Er- 
nährungs- und Landwirtschaft sowie der 

Forst- und Holzwirtschaft vom 

(Bundesgesetzbl. IS. . . .)". 

§30 

Einschränkung der Grundrechte 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohn- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§31 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt, mit Ausnahme des § 1, nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen nach § 3 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes, soweit in diesen Rechtsverordnun- 
gen die Geltung in Berlin nicht ausdrücklich ausge- 
schlossen wird. Das gleiche gilt für Rechtsverord- 
nungen nach §§ 5 und 6, die für Zwecke des § 3 er- 
lassen werden. 

§32 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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